
























Auskunft erteilt 
 

Herr Scholz 

Zimmer 3.201 
 Fernruf 03841-3040-6620 
Telefax 03841-3040-86620 

  
  

 

Empfänger:            
 
 61/63.03, Bauleitplanung 
 im Hause 
 

 

Zeichen:  Eingang:  Fertigstellung: 12.07.2022 

 
 
Gemeinde Ostseebad Insel Poel, B-Plan Nr. 42 “Oertzenhof West“ 
Entwurf, Stand 15.04.2022 
Gesamtstellungnahme SG 63/66.05 ab 
 

Untere Abfallbehörde (UAbfB): Frau Rose  

 

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Belange hin,  
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung kaum überwindbar sind.  
Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin,  
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt werden müssen.  
Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange hin.  

 
Dem Entwurf stehen keine grundsätzlichen abfallrechtlichen Bedenken entgegen. 

 
Folgende Festsetzungsinhalte können erforderlich werden: 

1. Abtragsmaterialien sind nach LAGA M20 mit Probenahme nach LAGA PN98 bzw. der Nach-
folgeregelung EBV zu deklarieren. (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 
Zum Zeitpunkt von Bautätigkeiten jeweils aktuelle abfallrechtliche Vorgaben sind anzuwen-
den. 

2. Der Verbleib von Abtragsmaterialien ist auf Anforderung, spätestens aber 3 Monate nach Nut-
zungsbeginn nachzuweisen. (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

 

Begründung: 

Zu 1. 

Der B-Plan-Geltungsbereich wurde durch eine LPG gewerblich genutzt. Bei landwirtschaftlichen 
Betriebsflächen besteht erhöhte Wahrscheinlichkeit von Schadstoffbelastungen z.B. bei Werk-
stätten, Lagern oder Ställen (MKW, PAK, SM, PSM, Dünger und Desinfektionsmittel). Daher 
kann nicht unbesehen von Schadstofffreiheit vorgefundener Bodenmaterialien, ggf. Bauschuttres-
ten und deren Gemischen ausgegangen werden.  
Nach Beräumung der Fläche sind Vornutzungen nicht mehr ohne weiteres erkennbar.  

Verschleppungen von Schadstoffen innerhalb des B-Plan-Gebietes und darüber hinaus sind zu 
unterbinden. 

Landkreis Nordwest-
mecklenburg 

- Fachdienst Umwelt u. Regionalentwicklung – 
SG 66/80.02 

Untere Behörden für Abfall, Bodenschutz  
 
 



Für die möglichst hochwertige Verwertung mineralischer Abfälle (Abtragsmaterialien wie Boden, 
Bauschutt und deren Gemische) nach § 7 (3) KrWG sind die LAGA M20 bzw. BBodSchV mit Ver-
weis auf die DIN 19731 maßgeblich.  
Nach LAGA M20 II Pkt. 1.2.2.1 sowie Pkt. 5.2.a) der DIN 19731 besteht grundsätzlich Deklarati-
onspflicht (Untersuchungserfordernis / Untersuchungsbedarf) bei Flächen in Misch- und Gewer-
begebieten, was bodenschutz- und abfallrechtlich auch für ehem. Nutzungen gilt. 

Ab 01.08.2023 sind die neue EBV (Ersatzbaustoffverordnung) und für Bodenfunktionen die über-
arbeitete BBodSchV anzuwenden. 

Hinweise: 

Sinnvoll sind historische Recherchen, engmaschige Untersuchungen sich daraus ergebender 
Verdachtsflächen und repräsentative Rasteruntersuchungen des Gesamtbereiches durch einen 
Fachgutachter für Bodenschutz und Altlasten. Evtl. kann die Schadstoffuntersuchung mit Ermitt-
lungen der Versickerungsfähigkeit verbunden werden. 

Die Untersuchungen sollen im Rahmen der Entwurfsbearbeitung des B-Plans erfolgen. Dies dient 
der Chargenbildung nach DIN 18300 zur Vorbereitung von Baumaßnahmen unter Berücksichti-
gung von Schadstoffen und der Einschätzbarkeit von Entsorgungskosten, deren Risiko hier ge-
genüber dem Umfeld erhöht ist.  

Soweit sich im Rahmen der B-Plan-Entwurfsbearbeitung zeigt, dass entgegen der Regelvermu-
tung für vormals gewerblich genutzte Flächen hier keine oder nur partiell relevante Schadstoffbe-
lastungen bestehen oder nachvollziehbar beräumt wurden, kann geprüft werden, die Festsetzung 
Nr. 1 zu modifizieren oder ganz zu löschen. Von daher wird die Klärung der Schadstoffbelas-
tungssituation im Rahmen der Entwurfsbearbeitung empfohlen. 
 

Zu 2. 

Überwachungen im Einzelfall können nach § 51 KrWG angeordnet werden. Dies ist sinnvoll und 
angemessen, da erhöhte Wahrscheinlichkeit von Schadstoffbelastungen besteht, welche in all-
gemeinen Wohngebieten (WA) nicht verwertet werden dürfen. 
Zulässige Verwertungen außerhalb des B-Plangeltungsbereiches sind begrenzt und deren Ent-
sorgungswege nachvollziehbar zu machen, ist sinnvoll. 

Hinweise: 

Ein Umlagerungsprivileg besteht nach § 6 (6) Nr. 3 der ab 01.08.2023 geltenden BBodSchV 
ausdrücklich nicht.  

Schadstoffkataster bei Abbruch von Gebäuden 
Bei Umbau- oder Abrissarbeiten insbesondere von vor 1990 errichteten Gebäuden ist mit dem 
Vorkommen schadstoffhaltiger Baustoffe zu rechnen. In Betracht kommen insbesondere Asbest 
(z.B. Asbestzementplatten, Dichtungen, Dämmstoffe), Teeröle (z.B. Dachpappen) sowie Insekti-
zide (tragendes Holz). 
Bei Verdacht wird dringend geraten, durch einen Sachverständigen ein Schadstoffkataster anfer-
tigen zu lassen und den Abbruch zu planen. 
Besondere Gefährdungen gehen von schwach gebundenen Asbestprodukten aus (z.B. Brand-
schutzplatten, Dichtungsmaterial, Isoliermaterial). 
Arbeiten mit asbesthaltigen und/oder teerölhaltigen Abfällen sind in der Regel in Anwesenheit ei-
ner sachkundigen Person unter Einhaltung der Gefahrstoffverordnung und der Technischen Re-
geln für Gefahrstoffe-TRGS 519 und/oder TRGS 551 durchführen zu lassen. Die Anmeldung hat 
spätestens 7 Tage vor Arbeitsbeginn bei der zuständigen Arbeitsschutzbehörde, dem Landesamt 
für Gesundheit und Soziales, Friedrich-Engels-Straße 47 in 19061 Schwerin zu erfolgen. 
 
 

Untere Bodenschutzbehörde (UBodB): Frau Rose 

 



Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Belange hin,  
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung kaum überwindbar sind.  
Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin,  
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt werden müssen.  
Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange hin.  

 
Folgende Festsetzungsinhalte können erforderlich werden: 

1. Baubeginn unzulässig, bis gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse fachgutachterlich nachge-
wiesen und von der UBodB bestätigt sind. (§ 9 (2) Nr. 2 BauGB) 

 
Begründung 

Zu 1 

Der B-Plan-Geltungsbereich wurde durch eine LPG gewerblich genutzt. Bei landwirtschaftlichen 
Betriebsflächen besteht erhöhte Wahrscheinlichkeit von Schadstoffbelastungen z.B. bei Werk-
stätten, Lagern oder Ställen (MKW, PAK, SM, PSM, Dünger und Desinfektionsmittel). Dies gilt 
auch für Teile der Fläche, welche aktuell als Weide genutzt werden, wenn bislang keine reprä-
sentative Schadstoffuntersuchungen erfolgten. 

Dem Altlasten- und Bodenschutzkataster des Landes Mecklenburg-Vorpommern liegen hier 
keine Erkenntnisse über Altlasten oder altlastverdächtige Flächen im Sinne des Bundes-Boden-
schutzgesetzes vor, welche auf eine Gefährdung des Grundwassers oder der menschlichen Ge-
sundheit bei aktueller Nutzung hindeuten.  
Auch wenn Anhaltspunkte für nutzugsunabhängige Sanierungspflichten oder Sanierungserforder-
nisse bei unempfindlichen Nutzungen nicht vorliegen, bestehen die allgemeinen Anforderungen 
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse ((§ 1 (6) Nr. 1 BauGB).  Hinsichtlich Bodenschadstof-
fen ist dafür die BBodSchV maßgeblich. Prüfwerte für den Wirkungspfad Boden-Mensch und Bo-
den-Nutzpflanze sind i.d.R. einzuhalten. Vorsorgewerte sollen angestrebt werden; dies gilt insbe-
sondere im ländlichen Raum, wenn weitgehend unbelastete Alternativflächen zur Verfügung ste-
hen.  
In Wohngebieten ist grundsätzlich mit den besonders empfindlichen Nutzungen Kinderspiel und 
Nutzpflanzenanbau zu rechnen.  

Als Frist für den Nachweis gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse wurde Baubeginn gewählt. 
Dies geht davon aus, unkontrollierte Verbreitung belasteter Materialien bereits bei der Baufreima-
chung zu berücksichtigen ist. 

Der Nachweis gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse soll durch einen Fachgutachter für Bo-
denschutz und Altlasten erfolgen. Es wird empfohlen, dass Untersuchungskonzept und die 
grundsätzliche Gliederung der Dokumentation vor Auftragserteilung mit der UBodB abzustimmen. 

Siehe auch abfallrechtliche Stellungnahme. 

Hinweise: 

Anstelle einer Klärung der Bodenschadstoffsituation vor Baubeginn, wird dies im Rahmen der 
Entwurfserarbeitung dringend empfohlen. Dies kann eine unnötige Überfrachtung des B-Plans 
vermeiden oder ggf. kann der B-Plans. sinnvoll angepasst werden. 
(Sollten Nachweise der ausreichenden Schadstofffreiheit erst nach Rechtskraft des B-Plans er-
bracht werden, ist ein städtebaulicher Vertrag mit Beteiligung der UBodB erforderlich.) 

Kiesflächen mit in der Summe mehr als 5 m² sind bei der GRZ-II-Ermittlung zu berücksichtigen. 

Ausgehend von einem Nutzungsbeginn in mehr als einem Jahr, wird empfohlen, durchgehend 

mit der ab 01.08.2023 geltenden überarbeiteten Fassung der BBodSchV zu arbeiten. 

Anmerkungen: 



Für die Stellplätze südlich des Flurstückes 139/4 sollte geprüft werden eine entsprechende An-
zahl im Süden, an der Straße, nordwestlich des Flurstücks 146/5 anzuordnen, um möglichst auf 
Rangierflächen verzichten zu können. 

Folgende Erwägungen werden vorgeschlagen: 

1. Wird ein aktuell guter Bodenzustand ermittelt, dann für z.B. 30 % der der Grundstücksflächen, 
mindestens aber festgesetzte Grünflächen eine Auszäunung während der Baumaßnahmen 
festsetzen. 

2. Auf Poel kommen teilweise so große Oberbodenmächtigkeiten vor, dass Andeckung weiteren 
Oberbodens einer Verschwendung gleichkommen kann und Verwertung des OB an anderer 
Stelle sinnvoller ist. 

3. Für Gebäude und Stellplätze die Pflicht von begrünten Dächern oder Solarenergienutzung 
(nicht nur Möglichkeiten z.B. unter 7.2). 

4. Begrünte Mulden (evtl. kaskadenartig) für Regenwasser (ggf. für Starkregenereignisse zu-
sätzlich zu Rigolen oder Zisternen). 

5. Großkronige Bäume festsetzen für versiegelte Flächen, soweit Solarenergienutzung dadurch 
nicht beeinträchtigt wird. 

 

Rechtsgrundlagen und sonstige Quellen 

 
BBodSchG - Bundes-Bodenschutzgesetz  
BBodSchV - Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (am 01.08.2023 tritt eine überarbeitete Fassung in Kraft) 
LBodSchG M-V  - Landesbodenschutzgesetz  
EBV- Ersatzbaustoffverordnung (ersetzt ab 01.08.2023 die LAGA M20) 
PAK-Erlass M-V- Bewertung von Polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK) bezüglich des Wirkungspfa-
des Boden –Mensch  des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt M-V vom 13.04.2017 
DIN 18915 – Bodenarbeiten 
DIN 19639 -  Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben 
DIN 19731 – Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmaterial 
- LABO-Checkliste: Checklisten Schutzgut Boden für Planungs- und Zulassungsverfahren - Arbeitshilfen für Planungs-
praxis und Vollzug, LABO-Projekt B 1.16, verfügbar als interaktives pdf-Dokument 
- Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB, Leitfaden für die Praxis der Bodenschutzbehörden in der Bauleitpla-
nung, LABO-Projekt B 1.06: Berücksichtigung der Bodenschutzbelange in der Umweltprüfung nach BauGB 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
Frank Scholz 
 











Betreff: 22147, Ostseebad Insel Poel, B-Plan Nr. 42 "Oertzenhof - West" - TÖB-Beteiligung nach § 4
Ab.s 1 BauGB
Von: <toeb@lung.mv-regierung.de>
Datum: 04.07.2022, 11:40
An: <lachmann@pbh-wismar.de>

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Beteiligung an o. g. Vorhaben.

Das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie M-V gibt zu den eingereichten Unterlagen vom
16.05.2022 keine Stellungnahme ab.

Mit freundlichen Grüßen

Im Au�rag

Kathrin Fleisch
––––––––––––––––––––

Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie
Goldberger Str. 12 b | 18273 Güstrow
Telefon +49 3843 777 134
toeb@lung.mv-regierung.de
www.lung.mv-regierung.de

Allgemeine Datenschutzinforma�on:
Der telefonische, schri�liche oder elektronische Kontakt mit dem Ministerium für Klimaschutz,
Landwirtscha�, ländliche Räume und Umwelt Mecklenburg-Vorpommern ist mit der Speicherung und
Verarbeitung der von Ihnen ggf. mitgeteilten persönlichen Daten verbunden. Rechtsgrundlage hierfür
ist Art. 6 Absatz 1 Buchstabe e der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) der Europäischen Union in
Verbindung mit § 4 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz (DSG M-V).
Weitere Informa�onen erhalten Sie hier: h�ps://www.regierung-mv.de/Datenschutz
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